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G e h l k e n, Ronald 
Staat Preußen im Landrecht 1794

Vorwort: 
Um das Thema Finanzamt und Steuern zu verstehen muss man über einiges Wissen 
verfügen, was zum Anfang nicht ganz einfach zu begreifen ist. 
Staatliche Finanzämter gibt es gar keine, das 1. Finanz-„amt“ wurde 1913 privat, von 
Rothschild gegründet um die Zinsen für die Staatsverschuldungen zu sichern. 
Verschuldungen für Kriege und sonstige Verschwendungen, die nichts mit dem Wohl des 
Volkes zu tun haben. 
Die Lohn- und Einkommensteuern gehen direkt an die Banken, die noch heute die 
„Finanzämter“ betreiben. 
In der Bundesrepublik Deutschland von 1949 – 1990 (UNO- Eintrag) konnte es keine 
Finanzämter geben, in Deutschland (UNO- Eintrag) ab dem 03.10.1990 bis zum heutigen 
Tag, schon gar nicht. 

1. Nach Art. 133 Grundgesetz ist die BRD in die Verwaltung der Wirtschaftsgebiete 
eingetreten, ein Verwalter kann und darf keine Steuern erheben oder Gesetze 
erlassen. 

2. Durch den Beitritt zur UNO 1973 gemeinsam mit der DDR sind die BRD und die DDR 
auch der Feindstaatenklausel gegen Deutschland und Japan beigetreten. 

3. Der UNO- Beitritt verpflichtet zum Beitritt zur Feindstaatenklausel, da das gesamte 
Bankensystem seit 1933 nur noch unter Kriegsrecht bestehen kann. 

4. Die UNO- BRD und ab 1990 das UNO- Deutschland haben unserem „Deutschland“ 
den Krieg erklärt. – Wie könnte ein Staat sich selbst den Krieg erklären??? 

5. Das geht nur, wenn das UNO- Mitglied BRD / Deutschland, rein gar nichts mit dem 
namentlich identischen Staat zu tun hat. 

So ist das auch hier bei uns, die UNO- BRD und das UNO- Deutschland hatten niemals etwas 
mit den deutschen Völkern zu tun, alles basiert auf Täuschung und Betrug! 
Die deutschen Völker sind die 26 Bündnisstaaten des Deutschen Reiches von 1871, die seit 
dem 28. Oktober 1918 im Waffenstillstand unter aktivem Kriegsrecht als voll souveräne 
Staaten weiter existieren, jedoch unter völkerrechtlich krimineller Besatzung durch den 
Vatikan, der jüd. Bankenmafia und seit 1948 durch Israel stehen. 

Man muss sich das Ganze einfach nur einmal aus einer anderen Sichtweise betrachten um 
das kriminelle System richtig verstehen zu können. 
Der Vatikan und auch die Juden haben ihre mörderischen Machtspiele schon immer in 
aller Heimlichkeit betrieben, der Vatikan um seinen Heiligenschein nicht zu verlieren, die 
Juden um ihren selbst erzeugten Status des armen und verfolgten Volkes, das sich keiner 
Schuld bewusst ist, nicht zu verlieren. 
(Wobei die Juden gar keine Juden sind, es sind Khasaren mit jüdischem Glauben.) 

Bis zum 29.09.1990 haben die deutschen Scheinbeamten noch direkt für den Vatikan, der 
1963 offen zum Satanismus (2. röm. kath. Konzil) übergetreten ist, gearbeitet.  
Der Vatikan und die satanistischen Juden (Babylon) sind schon lange miteinander eng 
verknüpft, der Vatikan hat den „Juden“ erst die Erschaffung des Geldes aus dem N I C H T S 
erlaubt, Geld das nicht mehr durch Gold / Silber / und sonstige Edelmetalle oder wertvollem 
abgesichert ist und in Umlauf zu bringen. (Es ist nur noch buntbedrucktes Papier) 
Washington DC war immer ein päpstlicher Vatikanstaat der vom Vatikan und den Juden 
geleitet und kontrolliert wird. 
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Ab dem 29.09.1990 wurden alle „Ämter- und Behörden“ auf dem Staatsgebiet des 
Deutschen Reiches von 1871, (26 Bundesstaaten) das durch die Alliierten (Vatikan) 1945 im 
Sammelbegriff - Deutschland - zusammengefasst wurde, vollkommen privatisiert. 
Privat und ausschließlich nur im See- Handelsrecht (UCC) war es immer, bis 1990 jedoch ein 
einzelnes Groß- Unternehmen mit rd. 40.000 Niederlassungen und Geschäftszweigen. 

1990 waren es rd. 40.000 Unternehmen, zwischen 2009 + 2011 kamen dann noch die 
Städte 
und Gemeinden dazu, heute sind es rd. 47.000 private Unternehmen. 
Jedes Unternehmen handelt selbstständig und privat, die Unternehmen haben nichts 
miteinander zu tun, genau wie im normalen Privatleben, auch wenn sie dieselben privaten 
Geschäftsmodelle betreiben.   

Nicht ein Unternehmen hat irgendetwas mit einem der anderen zu tun, sie paktieren nur  
miteinander und gemeinsam mit Washington DC. (Vatikan) 
Man muss sich das vorstellen wie in der Zeit der Piraten, jedes dieser rd. 47.000  
Unternehmen hat einen Kaperbrief des Königs (Vatikan) erhalten und durfte auf Kaperfahrt  
gehen, um zu plündern. 
Einen Teil der Beute (im heute 52%) mussten die Kapitäne der Piratenschiffe als Tribut an 
den 
König abliefern, dafür garantierte der König den Piraten Schutz und Sicherheit vor der  
Kriegsflotte und in den Häfen des Königs. 

Nichts anderes läuft hier, ein absolut identisches System!!! 

So ist es durch die UNO weltweit verbreitet, jedes UNO- Mitglied betreibt in den Ländern, 
unter dessen Namen sie bei der UNO eingetragen sind, die Piraterie und die Plünderung am 
Volk. 
Alles unter dem Deckmantel eines angeblichen Staates, eines See- Handelsrechtlichen  
Staatswesens, das nur auf hoher See Existenz hätte. 
Seit dem Beitritt zur UNO gibt es in diesen Ländern keine Ämter und Behörden mehr, 
niemand 
könnte von Piraten beamtet werden. 
Alle UNO- Mitglieder haben Deutschland und Japan den Krieg erklärt und werden nur noch 
unter aktivem Kriegsrecht militärisch verwaltet. (Feindstaatenklausel) 
Nicht ein einziger dieser weltweit agierenden „Beamten“ verfügt über irgendein staatliches  
Recht oder staatliche Befugnisse, es sind alles nur Piraten! 
Da aber alle auf die Verfassung des Staates, in dem sie plündern, einen Eid ablegen, müssen  
sie die Richtlinien der Verfassungen einhalten. 

In diesem Deutschland wird der Eid auf das StAG 1934 in den Grenzen von 1937 und 
der Weimarer Verfassung von 1919 abgelegt. 
Also auf die Verfassung einer Piratenbande mit der Staatsangehörigkeit der 
nachfolgenden Piratenbande 3. Reich. 
Weder die Weimarer Verfassung (Putsch) noch das StAG hatte jemals irgendeine Gültigkeit. 
So werden leichtgläubige zu kriminellen (Piraten) gemacht! 
Es waren auch immer nur private Organisationen im See- Handelsrecht ohne  
staatshoheitlichen Rechte und Befugnisse. (Staatswesen) 

Es gibt keine Ämter und Behörden, ebenso wenig gibt es Beamte mit hoheitlichen Rechten 
und Befugnissen auf deutschem Boden. 
Es gibt nur Piraten, Hochverräter, Kollaborateure, Plünderer, Terroristen usw. die hier ihr  
Unwesen treiben und dafür Tribut an Washington DC, den Vatikanstaat zahlen. 
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Wobei die meisten Mitarbeiter nicht einmal ahnen, was sie da tun! 

Auch die Gesetzgebungen aus Berlin-Mitte, (Vatikanstaat) haben nur für das Deutschland, 
das bei der UNO eingetragen wurde Gültigkeit. 

Deshalb auch das Urteil 1983 BVerfGE - die BRD hat kein Staatsgebiet: 
Nein, natürlich nicht, weil es nur ein fiktives (erdacht, erdichtet) Staatswesen auf hoher 
See ist, welches die Piraterie betreibt.   (S. Anlage - F - Historie der Rechtslagen) 

In der Historie der Rechtslagen Anlage – F – ist ganz klar beschrieben, wie alle Deutschen 
für dumm verkauft werden. 
Diese angeblichen Beamten stehen völlig alleine und ohne irgendeine Rechtssicherheit da, 
man hat echte Piraten aus ihnen gemacht. 
Sie rauben und plündern, zahlen ihren Tribut  

Man erlässt in Berlin Gesetze für das UNO- Deutschland und die dummgeschulten, völlig 
indoktrinierten Möchtegern- Beamten nehmen diese „Gesetze“, die sie nicht einmal etwas  
angehen, als ihnen an die Hand gegeben an und setzen sie um. 
Tatsächlich ist die Umsetzung hochgradig kriminell, jeder haftet bei der Umsetzung privat 
und 
persönlich mit alles was er besitzt, einschließlich mit seinem Leben. 

Da die Bundesrepublik Deutschland vom 23 Mai 1949 bis zum 03.10.1990, ein kriminell 
eingesetztes, privates Verwaltungsunternehmen war, das am 18.09.1973 der UNO- und der 
Feindstaatenklausel gegen Deutschland und Japan beigetreten ist, führt die BRD mit allen 
ihren Mitarbeitern seitdem offiziell gegen die deutschen Völker Krieg einen verdeckten Krieg. 
Am 03.10.1990 wurde die BRD dann offiziell aufgelöst, dafür wurde dann Deutschland als  
UNO- Mitglied eingesetzt, welches weder über einen Verwaltungsauftrag der Alliierten noch 
über sonst irgendeine Befugnis auf deutschem Boden verfügte. 
Eine neue, rein private Firmengründung des Vatikanstaates Washington DC, die einfach dort 
weitergemacht hat, wo alles beendet sein sollte. 
Da auch die private Firma DEUTSCHLAND Mitglied der UNO ist, hat auch diese allen 
deutschen Völkern offiziell den Krieg erklärt. 
Diese Firma spielt in Berlin-Mitte seitdem Bundesregierung! (Vatikanstaat) 

Da alle diese rd. 47.000 Unternehmen sich der neuen Firmenverwaltung angeschlossen 
haben und seitdem 52% ihrer Beute als Tribut über die Bundesregierung an Washington DC 
zahlen, führen auch diese rd. 47.000 privaten Unternehmen mit allen ihren Mitarbeitern 
einen  
verdeckten Krieg gegen alle deutschen Völker. 

Das macht diese Mitarbeiter (rd. 5. Millionen) nicht nur zu Hochverrätern und 
Kollaborateuren, 
zu Plünderern und Terroristen, sie wurden auch zu Kombattanten (Partisanen) gemacht. 
[Im aktiven Kriegsrecht werden Partisanen bei Ergreifung standrechtlich erschossen] 
Diese rd. 5. Millionen Mitarbeiter halten die deutschen Völker weiterhin für den Vatikanstaat 
Washington DC und die jüd. Bankenmafia besetzt um eine Regierungsbildung zu verhindern. 
Auch die Überflutung mit angeblichen Asylanten geht zu ihren Lasten, am 17.07.1990 
wurde der Geltungsbereich des Grundgesetzes gelöscht, das GG ist seitdem null und nichtig. 
Das GG war für die Bundesrepublik Deutschland eine Verwaltungsvorschrift, die BRD wurde  
Am 03.10.1990 abgemeldet, als neues Mitglied wurde Deutschland eingetragen. 
Dieses DEUTSCHLAND hat 1993 den Art. 16a – Asylrecht – hinzugefügt! 
Eine private Firma, die auf deutschem Boden nichts mehr zu suchen hat und deshalb die  
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Zentrale für ihr Unwesen nach Berlin-Mitte in den Vatikanstaat verlegt hat. 
Abgesehen davon, aufgrund des aktiven Kriegsrechts seit dem 31. Juli 1914 bis zum 
heutigen  
Tag, darf ohnehin niemand ohne Erlaubnis der Militärregierung deutschen Boden betreten. 

Selbst die Alliierten haben das in ihrem Militärbefehl Nr. 161 so festgelegt. 
Aber die deutschen Kombattanten haben es einfach durchgeführt! 
Wenn das keine Kriegsführung gegen die deutschen Völker ist, was dann? 

Nun aber endlich zum „Recht auf Steuern“ durch die Finanzämter. 
Wir werden gleich erleben, dass es noch niemals ein Steuerrecht gegeben hat und das diese 
Möchtegern- Finanzbeamten durch ihre Arbeitgeber völlig im Regen stehengelassen werden. 
Sie stehen von Anfang bis Ende in der privaten Haftung für jeden Cent/Pfennig. 

Grundlage zur Überprüfung der „Gesetzesgrundlagen“ Anhang 
F. 

1. - Punkt 3 Anhang F - BVerfGE:  GZ.:  55 274 / 301 
Schon 1955 wurde durch das BVerfG. festgestellt, dass es kein Steuerrecht auf deutschem  
Boden gibt. 

2. - Punkt 5 Anhang F - Nichtige Verwaltungsakte  
BVerfG 1 C 74/61 vom 28. 11. 1963) - (BVerfGE 55, 100 bzw. 1BvR 668/04 
Jeder Steuerbescheid ist null und nichtig, da Verwaltungsakte nicht durchgeführt werden  
dürfen. 

3. - Punkt 8 Anhang F - die Staatshaftung wurde 1982 aufgehoben. 
19. 10. 1982 (BVerfGE 61, 149). 
Was natürlich auch Sinn ergibt, die BRD war gem. Art. 133 GG nicht weiter als eine private 
Verwaltung im Auftrag der Alliierten zur Verwaltung der Wirtschaftsgebiete. 

4. - Punkt 9 Anhang F - Die Bundesrepublik Deutschland hat kein Staatsgebiet 
2 BvF 1/73 und Urteil BVG U 2 BVR 373/83 
Wer kein Staatsgebiet hat, hat auch kein Staatsvolk, von dem man Steuern fordern könnte. 

5. - Punkt 10 Anhang F - Es ist verboten den Menschen als Objekt/jur. PERSON zu 
behandeln.  
1983 BVerfG.  2 BvR 315 / 83 und BGH-Urteil 
Auch hier wird gegen das eigene Bundesgesetz verstoßen, die Anschreiben gehen immer an 
Herrn / Frau - Fred Feuerstein, Feuerstein, Fred usw. 
Das ist nicht nur eine jur. PERSON, dass ist sogar eine eigene Fiktion einer jur. PERSON, die 
Einzig und allein dem vorsätzlichen Betruge dient. 
Bis 1990 gab es nur die Rechts- und Geschäftsfähige jur. PERSON - FEUERSTEIN, FRED. 
Und selbst die PERSON war verboten! 

6. - Punkt 11 Anhang F - Das deutsche Volk ist seit dem 16.04.1871   
Träger des Selbstbestimmungsrechts. 

1987 BVerfG. 77, 137: 
Hierdurch wird eindeutig klargestellt, dass Menschen, die über ihre vollen Menschenrechte 
verfügen nicht als jur. PERSONEN behandelt werden dürfen. 

Finanzamt 
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Menschen sind auch nicht besteuerbar! 

7. - Punkt 19 Anhang F - 1999, das MRG 53 - Militärgesetz hat volle Gültigkeit. 
Urteil BGH 5 StR 97/99 - v. 21. April 1999 

Private Bundesgesetze und private Verwaltungsakte dürfen ohne ausdrückliche Genehmigung 
durch das Militär weder ausgeübt noch ausgeführt werden. 
Wer es dennoch tut, wird vor ein US- Militärgericht gestellt und abgeurteilt. 

Der Ausführende haftet privat und persönlich für alle Schäden. 
Das MRG wurde bis zum heutigen Tag nicht aufgehoben! 

8. - Punkt 23 Anhang F - mit dem Bundes- Bereinigungsgesetz der Alliierten wurden 
2007 alle Steuer- und viele weitere Gesetze aufgehoben. 
23 November 2007 - BGBl. I, S. 2614 Nr. 59 
Es gibt keine Steuergesetze mehr. 

9. - Punkt 28 Anhang F - Auflösung des röm. Rechts. 
Mit dem 21 Juni 2011 ist die Romanus Pontifex und die Aeterni Regis offiziell durch 
Papst Franziskus bekanntgegeben worden. 
Alle Rechtsprechungen auf Erden wurden durch die höchste Rechtsprechung auf Erden,  
aufgehoben. 

10. - Punkt 29 Anhang F - durch den OPPT- Akt wurde alles aufgehoben und beendet. 
Der OPPT Act – Bekanntgabe am 25.12.2012 
Es gibt weder eine Bundesrepublik Deutschland mehr, noch ein Deutschland, noch jur.  
PERSONEN, es gibt nichts mehr worauf Forderungen basieren könnten. 

11. - Punkt 30 Anhang F - Urteil des BVerfG. vom 25.07.2012 
2 BvF 3/11, 2 BvR 2670/11, 2 BvE 9/11 
Alle Verordnungen, Gesetzgebungen, Verträge usw. der Bundesrepublik Deutschland sowie 
dem Nachfolger DEUTSCHLAND sind bis rückwirkend 1956 null und nichtig, der  
Bundesregierung wurde die Regierungslegitimation bis rückwirkend 1956 völlig entzogen. 
Dem Deutschen Bundestag wurde die Legitimation zur Gesetzgebung bis rückwirkend 1956 
ebenfalls völlig entzogen. 
Wer könnte da denn irgendwelche Steuern fordern??? 

12. - Punkt 31 Anhang F - Motu Proprio 
Motu Proprio vom 11. Juli 2013 das höchste legale Gesetzinstrument auf Erden. 
Damit wird bestätigt, dass alle Bediensteten persönlich für alles haften. 

13. - Punkt 32 Anhang F - alle handeln privat unter privater Haftung. 
BVerfGE 1 BvR 1677/15 vom 03.11.2015 
Hier wird die Katze endgültig aus dem Sack gelassen, durch dieses Urteil wird bestätigt, dass 
alle sogenannten Beamten, kriminelle Geschäftsmodelle betreiben und grundsätzlich mit 
allem 
was sie besitzen in der persönlichen, privaten Haftung stehen. 

In den Punkten 34 - 39 Anhang F - geht es um das endgültige aus der Firma  
Bundesregierung und deren kriminelle Machenschaften durch militärische Besatzung 2020. 

Nach der Löschung des Grundgesetzes am 17.07.1990 ist das GG dann von 32 auf 51  
Finanzamt 
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Seiten angewachsen, das Grundgesetz ist ja seit dem 03.10.1990 die Verfassung der 
privaten Firma Deutschland gemäß UNO- Eintrag. 
In einem Staat sind derartige Änderungen einer Verfassung ohne Zustimmung des Volkes gar 
nicht möglich! 

Da es aber die Firma DEUTSCHLAND (BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND) ist, die als Mitglied 
der UNO den deutschen Völkern den Krieg erklärt hat, somit, mit den deutschen Völkern  
absolut gar nichts zu tun hat, nicht einmal deutschen Boden ohne Erlaubnis des Militärs  
betreten darf, sind es lediglich Erweiterungen der Geschäftsbedingungen. 
Gemäß Punkt 9 Anhang F., hat die Firma auch kein Staatsgebiet, kein Staatsvolk und ebenso 
wenig irgendeine Staatsgewalt. 
Deshalb spielt es keine Rolle, das im GG ein Steuerrecht nach 1990 zugefügt wurde. 
Das kann überhaupt keine Auswirkungen für die 26 deutschen Völker haben. 

14. - Das Elster Programm: 
Auch die kleinen Tricks der „Steuerverwaltung“ mit ihrem Elster- Programm sind 
hochgradig kriminell! 
Wer das Steuerprogramm Elster nutzt, geht automatisch einen Schenkungs- Vertrag ein. 
Warum - Schenkung, - wer nicht einmal ein Recht auf Steuern hat, muss halt versuchen,  
sich sogenannte Steuern durch vorsätzlichen Betrug und Gewaltanwendung schenken zu  
lassen. - Darüber wissen diese „Finanzbeamten“ alle bestens Bescheid. - 
Alle Vertragsgrundlagen basieren auf dem See- Handelsrecht = UCC, das nur auf hoher See 
eine Gültigkeit hat. 
Auf deutschem Boden ist das See- Handelsrecht gemäß BGB 1896  und HGB 1897 
ausgeschlossen und darf nicht angewendet werden. 
Nach Artikel 43 der HLKO darf nur deutsches Reichsrecht ab 1871 angewendet werden. 
Somit ist die Anwendung des See- Handelsrechtes verboten und kriminell, null und nichtig. 

15. - Die neue Abgabenordnung: 

Obwohl die AO 2007 gelöscht und verboten wurde, hat man diese einfach durch 
„Gesetz“ am 21.12.2019 geändert, das Inkrafttreten war am 01.01.2020.    
https://dejure.org/gesetze/AO/249.html   
Löschung der Abgabenordnung s. Punkt 23. Anhang F. 
Welche Regierung hat die AO neu erlassen? - S. Punkt 30 Anhang F. 
Der Bundesregierung wurde die Legitimation zu Regierungstätigkeiten bis rückwirkend 1956 
völlig entzogen und verboten, dem Deutschen Bundestag die Legitimation zur Gesetzgebung 
ebenfalls. 
Wer soll mit der AO arbeiten? - S. Punkt 32 Anhang F 
Die selbsternannten Finanzbeamten dürfen nur als jur. PERSONEN tätig sein, (tote Sachen) 
für jeden Verwaltungsakt haften sie privat und persönlich. 

16. - Die Pfändungs- und Einziehungsverfügung: 

Die Pfändungen erfolgen nach den Art. 249 – 346.   https://dejure.org/
gesetze/AO/249.html 
Pfändungs- und Einziehungsverfügung. 
Dafür hat man sich dann bereits schon 2013 das  
Amtshilferichtlinie und Umsetzungsgesetz gebastelt. 
(AmtshilfeRLUmsG) vom 26.06.2013 (BGBl I S. 1809) in Kraft getreten am 
30.06.2013. - Sogar eine „Gesetzesbegründung“ ist verfügbar!!! 
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Welche Regierung hat das „Gesetz“ neu erlassen? - S. Punkt 30 Anhang F. 
Wer soll mit dem „Gesetz“ arbeiten? - S. Punkt 32 Anhang F 

Dazu der Artikel 46. HLKO. 
Die Ehre und die Rechte der Familie, das Leben der Bürger und das Privateigentum sowie die 
religiösen Überzeugungen und gottesdienstlichen Handlungen sollen geachtet werden.  
Das Privateigentum darf nicht eingezogen werden.  
Sowie Artikel 47 HLKO.  
Die Plünderung ist ausdrücklich untersagt.  
Auf Nachfrage wird die Gültigkeit der HLKO durch das Bundes- Präsidialamt und durch das 
Bundes- Justizministerium bestätigt. 

Und wer hat die „Gesetze“ rechtskonform unterschrieben? (§126 BGB) 
Natürlich niemand, diese Gesetze haben nicht einmal einen Geltungsbereich da es nur  
private Geschäftsbedingungen der UNO- Firma Deutschland sind. 

Nach dem Grundgesetz ist die BRD kein Hoheitsbetrieb, sondern ein  
Gewerbebetrieb, siehe Grundgesetz Artikel 65.  
Das Grundgesetz ist daher eher als Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGBs) = Privatrecht  
und nicht als Staatsrecht zu bewerten und zu verstehen. 
Ein Gewerbebetrieb der spätestens seit dem 03.10.1990 kein Gewerbe auf deutschen Boden 
mangels Gewerbeerlaubnis und Eintragung in das Handelsregister mehr ausüben darf. 
S. Punkt 46 Anhang F 

17. - Artikel 61 Auflösung des Gesetzes zur Änderung 
zwangsvollstreckungsrechtlicher Vorschriften (310-18) 
Die Artikel 4 und 5 des Gesetzes zur Änderung zwangsvollstreckungsrechtlicher Vorschriften vom 
1. Februar 1979 (BGBl. IS. 127) werden aufgehoben. 
Hier ist die HLKO – Haager- Land- Kriegs- Ordnung hinzuzuziehen. 
Artikel 46 (Schutz des Einzelnen und des Privateigentums). 
Die Ehre und die Rechte der Familie, das Leben der Bürger und das Privateigentum sowie die 
religiösen Überzeugungen und gottesdienstlichen Handlungen sollen geachtet werden. Das 
Privateigentum darf nicht eingezogen werden. 
Artikel 47 (Plünderungsverbot). 
Die Plünderung ist ausdrücklich untersagt. 
Das passt mit der Pfändungs- und Einziehungsverfügung überhaupt nicht zusammen. 

18. - Artikel 55 Aufhebung der Verordnung über die 
Vollstreckung landesrechtlicher Schuldtitel (310-9) 
Die Verordnung über die Vollstreckung landesrechtlicher Schuldtitel in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliederungsnummer 310-9, veröffentlichen bereinigten Fassung wird aufgehoben 
Um welche Landesrechte sollte es hier gehen? -  
Um die Bundesländer??  - Die es nie gegeben hat? - Art. 133 GG - 
Dazu einmal den Anhang F. 
Punkt 16 Anhang F. - es gibt keine Bundesländer! 
Punkt 17 Anhang F. - es gibt keine Bundesländer! 
Punkt 29 Anhang F. - Durch den OPPT- Act aufgelöst. 
Punkt 30 Anhang F. - spätestens mit dem 25.07.2012 wären die Bundesländer aufgelöst. 
Hier könnten noch weitere Rechtsgrundlagen hinzugefügt werden. 

Finanzamt 
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Es kann also keine „Landesrechtlichen“ Schuldtitel geben, was bedeutet, es gibt 
keinerlei Steuerschulden! 

19. - 18 United States Code (UCS) § 7, 3. 
„US-Gesetze sind anzuwenden auf alles Land, reserviert oder angeeignet durch die  
Vereinigten Staaten. 
Die Obligationsverwaltung „Germany“  
(registriert 2005 im US- Bundesstaat Delaware/Steueroase) unter dem Decknamen 
„Bundesrepublik Deutschland“ auf dem UN- Kartellgebiet Bundesrepublik“ ist somit eine 
US- Corporation. 
Die Obligationsverwaltung „Germany“ unterliegt somit den Rechten und Bestimmungen 
der US- Steuerbehörde „Internal Revenue Service (IRS). 
Der „Mensch (Mann/Weib)“ mit Zeichnungsberechtigung für die  
„natürliche Person (Fiktion)“ ist Treugeber, ist immer auch Begünstigter, demnach Gläubiger. 

Das bedeutet im Grunde genommen, die BRD verwaltet lediglich jur. PERSONEN also, tote 
Sachen, Fiktionen, erdachte, erdichtete Personen um den kriminellen Zugriff auf die 
Treuhandkonten durch Obligations- Fälschungen (Verträge) und Treuhandbetrug auszuüben. 
Was wiederum bedeutet, die sogenannten Steuern werden schon im Vorwege von den 
Treuhandkonten, von denen die meisten nicht einmal etwas ahnen, (HJR 192) abgebucht 
und sind bereits bezahlt! 
Bei den Steuerforderungen durch die Finanzämter handelt es sich genaugenommen um  
Dividenden, die dem Treuhandkonto wieder gutgeschrien werden müssten. 
Deshalb haben sie eine Vielzahl von jur. PERSONEN mit unterschiedlichen 
Namensschreibungen erfunden und dichten die Dividenden in Forderungen um, um über 
diesen Betrug an Liquidität als Schwarzgeld heranzukommen, welches der IRS hinterzogen 
wird. 
Zum Beispiel, - Herr Fred Feuerstein, Feuerstein Fred, Fred Feuerstein usw. usw… 
Das sind alles im System nicht bekannte Namensschreibweisen, reine Fiktionen, jur. 
Personen die es im System nicht gibt. 
Im System gibt es nur FEUERSTEIN, FRED und dieser FRED ist durch den Treugeber, 
den Inhaber der Rechts- und Geschäftsfähigen jur. Person F e u e r s t e i n, Fred dem  
Menschen also, mit unbeschränkter Haftung versichert. 

FEUERSTEIN, FRED können sie nicht anschreiben, der hat schon bezahlt. 
F e u e r s t e i n, Fred dürfen sie nicht anschreiben, der ist nicht  
Besteuer- oder Judizierbar. 
Also wird ein anderer, ein Fred Feuerstein - oder Herr Fred Feuerstein erfunden, den 
gibt es zwar nicht im System, wen stört es schon, wenn er dumm genug ist und alles 
nochmals bezahlt. 
Hier geht es um zusätzliches Schwarzgeld, für die eigenen Taschen und für die Finanzierung  
durch Liquidität von Kriegen und Terrorismus. 

Alle angeblichen Ämter und Behörden auf deutschem Boden sind private Gewerbebetriebe,  
die grundsätzlich ohne Gewerbeerlaubnis und ohne Eintragungen in die Handelsregister,  
kriminelle, private Geschäftsmodelle auf deutschem Boden betreiben. 

Wir haben es auf deutschem Boden nur noch mit gewerbsmäßiger Bandenkriminalität zu tun,  
mit rd. 47.000 kriminellen Organisationen die miteinander und gemeinsam einen verdeckten 
Krieg gegen die deutsche Zivilbevölkerung führen, im Auftrag des  
Vatikan und den jüd. Bankenmafia sowie Israel. 

Finanzamt 
Anlage H
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G e h l k e n, Ronald 
Staat Preußen im Landrecht 1794

Aber auch gegen diese kriminellen Horden wird Krieg geführt, 
sie haben es nur noch nicht begriffen!!! 
Das ist dann wieder die Dummheit, die vielen Menschen innewohnt. 

Hier nur die relevantesten Urteile gegen die Plünderer: 

Punkt 15 Anhang F - Streichung § 795 BGB Staatliche Inhaber Schuldverschreibung. 
Schon 1991 weggefallen, jeder haftet seitdem persönlich und privat für jeden geraubten 
Cent. 

Punkt 20 Anhang F - auch die Staatsangehörigkeit der Mitarbeiter wurde ersatzlos 
entzogen, niemand kann mehr ein Amt ausüben, als staatenloser ist das nicht möglich. 
Es sind nur noch private Gangster ohne Staatsangehörigkeit. 

Punkt 24 Anhang F - weil diese Finanzkriminellen so gerne rauben und plündern,  
ungültige, fiktive Gesetze und Verordnungen anwenden, wurde die Haftung 826 BGB  
in die Existenz- Vernichtungshaftung umgewandelt. 

Punkt 30 Anhang F - durch den Wegfall des „Staates“ mit Urteil vom 25.07.2012 bis 
rückwirkend 1956 sind auch alle eventuell noch denkbaren Grundlagen weggefallen. 

Punkt 32 Anhang F - durch das Urteil vom 03.11.2012 ist restlos alles was in diesen  
Firmen an kriminellen Machenschaften veranstaltet wird, auch durch das BVerfG. offiziell 
als kriminell eingestuft worden. 
Diese „Beamten“ und Mitarbeiter können nur als jur. PERSONEN tätig werden, als tote 
Sachen, die nicht rechts- und geschäftsfähig sein können. 
Deshalb haftet jeder privat und persönlich für alles, was er über seine jur. PERSON an 
kriminellen und strafbaren Verwaltungsakten ausführt. 
Was aber auch schon im Punkt 5 Anhang F - 1963 ausgeurteilt wurde. 

Punkt 49 Anhang F - erklärt klar und eindeutig, dass wir es hier nur mit kriminellen 
Organisationen zu tun haben, die weder auf das Grundgesetz noch auf sonst irgendeine 
Gesetzesgrundlage zugreifen dürfen, da die Bundesländer, denen die Finanzämter 
unterliegen, nur dem Rundfunk- Staatsvertrag und dem Telemedien-Gesetz beigetreten sind, 
dass mit dem 25.07.2012 Punkt 30 Anhang F., bis rückwirkend 1956 unter anderem für 
null und nichtig erklärt wurde. 
Die Finanzämter sind illegal operierende, kriminelle Organisationen. 
Ihre Macht basiert ausschließlich nur auf das Packtieren mit den kriminellen Organisationen  
GERICHT - STAATSANWALTSCHAFT - POLIZEI - STÄDTE - GEMEINDEN usw. 

Das wird ein fröhliches Erwachen für die „Beamten“!!! 

Haben diese „Beamten“ denn wirklich geglaubt, dass wenn sie Kollaborieren und mit 
der BRD und dem jüdischen Vatikan paktieren, ungeschoren bleiben? 
A L L E N Deutschen wurde der Krieg erklärt, da wird niemand ausgelassen, die willigen und 
nützlichen werden benutzt und dann wie ein alter Lappen weggeworfen. 
Diese dummen Menschen haben immer noch nicht begriffen, worum es wirklich geht. 

Finanzamt 
Anlage H


